
Wahlen in  Frankreich –  Scheiß
auf  Volksfront,  Jugend  in  die
Offensive!
von Flo Weitling, Juli 2024

Vorgestern fand der erste Wahlgang bei den Neuwahlen des französischen
Parlaments statt. Aus dieser ging Le Pens RN als stärkste Kraft hervor. Wie
in  den meisten Ländern Europas  aber  auch weltweit,  ist  dass  einer  der
Ausdrücke des vorranschreitenden Rechtsrucks in Folge der Führungskrise
der Arbeiter:innen. Doch was können wir als Jugendliche dagegen tun?

Demokratie oder Faschismus?
Nach  dem immensen  Erfolg  des  Rassemblement  National  (RN,  deutsch:
Nationale  Sammlungsbewegung)  bei  den  EU-Wahlen  letzten  Monat,
beschloss noch am selben Tag der französische Präsident Emanuel Macron
die Auflösung des Parlaments und somit Neuwahlen.

Kurz darauf bildete sich ein linkes Bündnis aus der linkspopulistischen La
France Insoumise,  den bürgerlichen Arbeiter:innenparteien (Sozialistische
und Kommunistische Partei) und den französischen Grünen, die zwar linker
als die deutschen, aber trotzdem eine kleinbürgerliche Partei sind. Unter
dem  Banner  der  „Neuen  Volksfront“  (Nouveau  Front  Populaire,  NFP)
schließen sie an eine Taktik an, die schon 1936 kläglich gescheitert ist. Doch
warum ist das so?

Der  Zusammenschluss,  will  unter  dem Motto  „Alles  gegen  den  RN“  die
politische Krise Frankreichs herunterbrechen auf die Frage von „Demokratie
gegen Faschismus“. Das zeigt sich auch daran, dass sie nun ankündigten in
den  Wahlkreisen  wo  sie  hinter  den  Liberalen  liegen,  ihre  Kandidatur
zurückzuziehen und somit ganz offen Macrons Bündnis zu unterstützen. Das
hat den Zweck, dass „keine einzige Stimme an das RN geht“. Wie richtig es
auch ist  sich den Rechten entgegenzustellen,  kann dieses Bündnis deren
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Aufstieg nicht verhindern. Das erkennt man auch schon ganz praktisch am
Programm der Volksfront selber. Denn selbst ohne die offenen bürgerlichen
Parteien bereits im Boot zu haben, ordnen sie sich dem Imperialismus unter,
so in der Frage der Wiederaufrüstung oder selbst der Aufrechterhaltung der
kolonialen Herrschaft über Kanaky (Neukaledonien). Ihr Ziel ist es dabei im
Parlament zusammen mit Macrons Liberalen (welche in der ersten Runde
hinter der NFP und dem RN liegen) ein Bündnis aufzustellen um somit eine
RN-Regierung zu verhinden. Doch selbst wenn ihr Plan aufgeht, stellt sich
die Frage was sie damit bewirkt haben? Werden die Arbeiter:innen nicht
mehr  ewig  schuften  müssen  bis  sie  in  die  Rente  können?  Werden
Migrant:innen weniger rassistisch angegangen werden und wir Jugendlichen
Geld für unsere Billdung haben? Wird die Kriegstreiberei ein Ende finden?
Die Antwort ist Nein, denn die Taktik der Volksfront bekämpft eben nicht die
Ursachen, welche den Aufstieg der Rechten begünstigen.

Denn der Kampf gegen Rechtsruck und Faschismus kann nie ein Kampf mit
sondern nur gegen die Kapitalist:innen, ihre Parteien und ihre Ordnung sein!
Denn ihr System ist es, welches erst die Bedingungen für den Aufstieg des
Rechtspopulismus bis hin zum Erstarken von offen faschistischen Kräften
schafft. Sich ihnen in einem „Kampf gegen den Faschismus“ unterzuordnen
heißt unsere Kampfkraft abzugeben und die Lösung des Problems faktisch zu
verhindern.

Denn die geballte Stärke der Jugend und Arbeiter:innenklasse ist  es,  die
durch Streiks, Besetzungen und Aufstände, bis hin zu einer Revolution, die
Überwindung der Probleme erreichen kann. Den Rechtsruck aber auch das
was diesen erst geschaffen hat, wie die hohen Lebenserhaltungkosten oder
ganz generell die tägliche Ausbeutung und Unterdrückung.

Wenn wir jedoch den Illusionen der netten Fratze der Diktatur des Kapitals,
also  der  „Demokratie“,  hinterherrennen,  kann  unser  Kampf  kein
erfolgreicher sein! Denn der demokratische Staat ist es, der unsere Armut,
Ausbeutung und Unterdrückung aufrechterhält. Der demokratische Staat ist
es der Kriege führt und Genozide unterstützt. Der demokratische Staat ist es
der uns abschiebt und durch seine Handlanger, die Polizei, ermordet. Der
demokratische Staat ist es, der uns bis zum Zusammenbruch arbeiten lassen



will, damit er auf dem Weltmarkt besser konkurrieren kann. Wenn wir also
den demokratischen, bürgerlichen Staat und die Ordnung die er aufrecht
erhält wählen, wählen wir nicht das kleinere Übel sondern schaufeln fleißig
weiter  unser  eigenes  Grab!  Denn  die  Leute  haben  die  bürgerliche
Demokratie und ihre Politik, ob von Macron, Biden oder Habeck, satt und
zwar völlig zu Recht!

Der ganze Aufstieg der Rechten ist letztendlich auch ein Ausdruck davon,
dass die Organisationen der Arbeiter:innenklasse den Kampf gegen diese
Ordnung, an der nicht die Rechten die schlechten Stellen sind, sondern die
als ganzes ein Übel ist, nicht konsequent geführt haben. So haben wir es bei
den  Rentenreformen  gesehen,  wo  die  großen  Gewerkschaften  und
linkspopulistischen sowie reformistischen Parteien notwendige und mögliche
Generalstreiks  verhindert,  den  Kampf  in  die  Bahnen  des  Parlaments
verschoben  und  somit  geschwächt  haben.

Was braucht es dann?
Anstatt mit bürgerlichen Kräften zu liebäugeln und am liebsten zusammen
mit Macron eine Regierung zu bilden, braucht es einen Zusammenschluss
der  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  zu
einer  Einheitsfront,  welche  die  geballte  Kampfkraft  der  Jugend  und
Arbeiter:innen  entfesselt.  Dabei  müssen  wir  als  Revolutionäre  die
Jugendlichen  und  Arbeiter:innen  von  den  Illusionen  der  reformistischen,
bürgerlichen Arbeiter:innenparteien wegbrechen und für ein revolutionäres
Programm gewinnen. In einem gemeinsamen Kampf gegen und nicht mit
dem Klassenfeind!

Die spontanen Proteste nach der Europawahl und auch nach den Neuwahlen
zeigen das Potenzial für eine Bewegung welche diesen Kampf führen kann.
Wir als Jugend müssen in diesen Kämpfen eine militante und führende Rolle
einnehmen,  was in  den letzten Jahren schon teilweise  passiert  ist.  Doch
darauf  müssen  wir  akt iv  ausbauen  und,  im  Bündnis  mit  der
Arbeiter:innenklasse, den Umsturz des Systems vorrantreiben! Auch in der
Jugend selber müssen wir die Überzeugung festigen, dass eine revolutionäre
Perspektive notwendig ist um unsere Probleme zu lösen.



Um das zu tun müssen wir uns organisieren, an unseren Schulen sowie in
Unis und Betrieben. Wir müssen die Orte an den wir uns täglich aufhalten
zur Agitation nutzen und Organe wie Schul- und Unikomitees schaffen. Diese
können auch langfristig den Grundstein der Selbstverwaltung legen, die eine
Ordnung nach dem Zerschlagen des bürgerlichen Staats  braucht.  Darauf
aufbauend müssen wir Schul- und Unistreikkomitees initiieren, um unseren
Kampf  zu  organisieren  und  als  geballte  Front  den  Rechten  und  den
Kapitalist:innen entgegenzutreten!

Um diese Arbeit zu koordinieren und zum Erfolg zu führen braucht es eine
unabhängige Jugendorganisation die diesen Kampf vorrantreibt.  Sie muss
international den kämpfenden Jugendlichen eine revolutionäre Perspektive
aufzeigen und dabei den Aufbau einer Jugendinternationale anstreben. Die
Organisierung  der  Jugend  in  Europa  und  Weltweit,  über  die  nationalen
Grenzen hinaus, ist notwendig, denn wir uns muss klar sein: Genauso wie die
Arbeiter:innen, hat die Jugend kein Vaterland und kann nur international
organisiert siegen!

Wir fordern:

Schluss mit der Volksfront! Es braucht eine Einheitsfront der Jugend und
Arbeiter:innenklasse!
Nieder mit Macron – Nieder mit der RN! Für ein revolutionäres Programm der
Jugend und der Arbeiter:innen!
Aufbau von Schul- und Unikomitees sowie einer schlagkräftigen Bewegung
gegen die Angriffe der Kapitalist:innen und den Aufstieg der Rechten!
Für den Aufbau einer Jugendinternationale!



Stoppt den rassistischen Angriff
Macrons!
Von  Marco  Lasalle,  Januar  2023,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Am  19.  Dezember  hat  das  französische  Parlament  ein  weiteres
Einwanderungsgesetz verabschiedet – das 117. Gesetz zu diesem Thema seit
1945! Aber es ist viel schlimmer als alle vorherigen Gesetze. Es wurde von
Innenminister  Gérald  Darmanin  vorgeschlagen,  von  Präsident  Emmanuel
Macron  unterstützt,  von  den  rechten  Senator:innen  der  Partei  Les
Républicains stark umgeschrieben und schließlich mit den Stimmen des von
Marine Le Pen geführten Rassemblement National (RN) angenommen.

Es ist leicht zu verstehen, warum die rassistische und fremdenfeindliche RN
für dieses Gesetz gestimmt und einen ideologischen Sieg errungen hat. Es
enthält  eine  Reihe  von  Maßnahmen,  die  dazu  führen,  dass  vielen
Migrant:innen grundlegende Leistungen und Rechte vorenthalten werden. Es
unterstützt  das  RN-Ziel  der  „nationalen  Präferenz“  (wonach  französische
Staatsbürger:innen beim Zugang zu staatlichen Sozialleistungen Vorrang vor
Ausländer:innen haben sollten)  und wird weitgehend dazu beitragen,  die
reaktionären und falschen Ideen des RN zu verbreiten: dass Migrant:innen
nur nach Frankreich kommen, um von Sozialmaßnahmen zu profitieren, sie
für den Mangel an Wohnraum und Arbeitsplätzen verantwortlich, kriminell
und gefährlich für die nationale Sicherheit sind. Kurz gesagt,  es ist  eine
giftige  Mischung  aus  Rassismus  und  Fremdenfeindlichkeit,  gespickt  mit
Lügen und Verleumdungen.

Maßnahmen
Hier einige der Maßnahmen, die das neue Gesetz vorsieht:

Staatliche Leistungen wie Wohnungs- oder Familienbeihilfen werden
Migrant:innen  erst  nach  einer  Verzögerung  (bis  zu  fünf  Jahren)
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gewährt, je nachdem, ob sie arbeiten oder nicht (obwohl die meisten
Migrant:innen bei ihrer Ankunft in Frankreich nicht arbeiten dürfen).
Das Gesetz sieht die Einführung von Quoten für Migration vor, und
die  Legalisierung  von  migrantischen  Lohnabhängigen  wird  vom
Wohlwollen  des/der  Präfekt:in  (Vorsteher:in  eines  Amtsbezirks)
abhängen.
Das Gesetz ist ein Schlag gegen den Grundsatz des „loi du sol“, das
Recht  der  in  Frankreich  Geborenen,  mit  ihrer  Volljährigkeit  die
französische Staatsbürger:innenschaft zu erlangen, und geht auf ein
früheres  zurück,  das  von  dem  erzreaktionären  Charles  Pasqua
unterstützt  wurde.
Ausländische  Universitätsstudent:innen  müssen  eine  „Kaution“  an
den Staat zahlen, die erst bei der Ausreise am Ende des Studiums
zurückerstattet wird.
Bürger:innen mit  doppelter  Staatsbürger:innenschaft  verlieren die
französische, wenn sie sich schwerer Straftaten schuldig machen.

Um die Unterstützung des rechten Flügels zu erhalten, musste die Regierung
außerdem versprechen, dass Anfang 2024 AME, die staatliche medizinische
Hilfe,  mit  der  alle  Einwander:innen  dringende  medizinische  Versorgung
erhalten können, „reformiert“, d. h. wahrscheinlich stark eingeschränkt oder
abgeschafft wird.

Das Gesetz enthält Maßnahmen, die so schockierend reaktionär sind, dass
sich die Regierung sogar an den Verfassungsrat wendet, um einige seiner
Artikel außer Kraft zu setzen, da sie gegen die Präambel der Verfassung von
1946  verstoßen,  die  besagt,  dass  „niemand wegen  seiner/ihrer  Herkunft
benachteiligt werden darf“.

Die Verabschiedung des Gesetzes war selbst in Macrons Lager ein großer
Schock, da 59 Abgeordnete der Regierungspartei dagegen stimmten und ein
Minister  zurücktrat.  Die  Behauptung  Macrons  bei  den  letzten  beiden
Präsidentschaftswahlen, er sei ein Bollwerk gegen Marine Le Pen und ihre
Ideen,  hat  sich  als  eine  weitere  Lüge  erwiesen.  Allerdings  hat  die
Arbeiter:innenklasse  von  den  „Linken“  innerhalb  des  Präsidentenlagers



wenig zu erwarten, da sie viele andere Angriffe gegen die Arbeiter:innen
akzeptiert oder sogar durchgeführt haben.

Der  französische  Kapitalismus  und  die
Überausbeutung
Seit  Jahrhunderten  braucht  der  französische  Kapitalismus  billige
überausgebeutete Arbeitskräfte. Zunächst in Form von Sklav:innen auf den
karibischen  Inseln,  später  als  indigene  Zwangsarbeiter:innen  in  seinem
Kolonialreich und im letzten Jahrhundert als Migrant:innen, in den letzten
Jahrzehnten vor allem aus dem Maghreb. Die demokratischen Rechte dieser
Arbeiter:innen wurden systematisch negiert und diese Entrechtung erreichte
während des algerischen Unabhängigkeitskrieges in den 1950er und 1960er
Jahren  ein  hysterisches  Niveau.  Die  rassistische  Ideologie  diente  als
Rechtfertigung  für  diese  Diskriminierung,  obwohl  auf  allen  öffentlichen
Gebäuden  „Egalité“  (Gleichheit)  steht.  Ein  rassistischer  Polizei-  und
Staatsapparat,  dessen  Personal  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  vom
faschistischen Vichy-Regime übernommen wurde, war für Repressionen und
Massaker an Arbeitsmigrant:innen verantwortlich. Die von Jean-Marie Le Pen
gegründete Front National baute auf einer rassistischen Ideologie auf und
wandte sich massiv an die Anhänger:innen der Front Algérie Française. Aber
auch die traditionellen rechten Parteien haben rassistischem Gedankengut
geschmeichelt, und das gilt selbst für die linken Parteien.

Die französische Bourgeoisie war schon immer mehr als bereit, migrantische
Arbeitskräfte zu beschäftigen und auszubeuten, die meisten von ihnen aus
den ehemaligen französischen Kolonien in Afrika, sowohl im Maghreb als
auch  in  Westafrika.  Die  rassistische  Unterdrückung  ermöglicht  es  den
Bossen,  sie  in  schlecht  bezahlten  Jobs  zu  halten,  wobei  ihnen  oft
grundlegende  Arbeits-  und  Gewerkschaftsrechte  verweigert  werden.
Entgegen  der  Verleumdung,  dass  Migrant:innen  auf  der  Suche  nach
staatlichen  Beihilfen  nach  Frankreich  strömen,  arbeiten  die  meisten  von
ihnen  lange  Jahre  im  Verborgenen  als  Sans  Papiers  (Menschen  ohne
Ausweisdokumente),  insbesondere im Bau-  und Dienstleistungssektor.  Sie
sind weit davon entfernt, von der staatlichen Sozialhilfe zu profitieren, denn



sie  zahlen  zwar  die  obligatorischen  Sozialbeiträge,  haben  aber  keinen
Anspruch  auf  entsprechende  Beihilfen.  Trotz  der  rassistischen  Hysterie
nimmt der Anteil der Migrant:innen an der Bevölkerung des Landes kaum zu:
7,8 % im Jahr 2022, 6,5 % im Jahr 1975. Selbst der Vorsitzende des MEDEF,
des  wichtigsten  Arbeit„geber“verbandes,  schätzt  den  Bedarf  der
französischen Wirtschaft auf 3,9 Millionen zugewanderte Arbeitskräfte in den
kommenden  Jahrzehnten  aufgrund  der  niedrigen  Geburtenrate  ein.  Das
französische Kapital will eine „kontrollierte“ Zuwanderung und zwingt die
Migrant:innen weiterhin in extrem unsichere und übermäßig ausgebeutete
Arbeitsverhältnisse.

Die extreme Rechte will noch weiter gehen. Bereits in den 1980er Jahren
prägte Jean-Marie Le Pen den Slogan „eine Million Einwander:innen, eine
Million  Arbeitslose“  und  suggerierte  damit,  dass  die  Ausweisung  der
Migrant:innen das Problem der Arbeitslosigkeit lösen würde. Marine Le Pen,
die  Tochter  von  Jean-Marie,  propagiert  das  Konzept  der  „nationalen
Präferenz“ und warnt vor der „Unterwanderung“ des französischen Volkes
durch eine angebliche Migrationswelle. Ihre Ideen werden durch das neue
Gesetz eindeutig legitimiert.

In dieser Hinsicht stellt das Gesetz einen Bruch mit früheren rassistischen
Gesetzen dar. Während alle diese Angriffe gegen den Gleichheitsgrundsatz
enthielten,  stellt  die  schiere  Menge  an  konzentrierten  Schlägen  gegen
Migrant:innen dieses Gesetz eindeutig auf eine andere, viel  gefährlichere
Ebene. Es spiegelt die Verbreitung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
in  der französischen Bevölkerung wider:  Den Umfragen zufolge wird die
Partei  von  Marine  Le  Pen  bei  den  kommenden  Europawahlen  im  Juni
nächsten Jahres mit rund 28 % (und zusätzlich 6,5 % für ihre faschistische
Nichte Marion Maréchal) die stimmenstärkste Partei in Frankreich sein, weit
vor Macrons Partei „Renaissance“ mit 20 %.

Präsident Macron reklamiert mit dieser Zustimmung zum Gesetz, einen Sieg
errungen zu haben, der zeigt, dass er keine „lahme Ente“ und in der Lage ist,
Gesetze  zu  verabschieden,  ohne  die  undemokratischen  Tricks  der
französischen  Verfassung  der  Fünften  Republik  anzuwenden.  Auch  Les
Républicains beanspruchen einen Sieg für sich, da sie maßgeblich an der



Verabschiedung  des  Gesetzes  beteiligt  waren  und  dessen  Inhalt  stark
beeinflusst haben. Für beide wird sich dieser „Sieg“ bald als Pyrrhussieg
erweisen.  Rassistische  Wähler:innen  werden  die  konsequent  rassistische
Partei RN anderen Kräften vorziehen, die sie lediglich imitieren, und der
ideologische Einfluss der RN-Ideen wird durch diese Maßnahme auf allen
Ebenen nur vergrößert.

Arbeiter:innenklasse
Die  französische  Arbeiter:innenklasse  befindet  sich  in  einer  schwierigen
Situation. Sie ist durch den Sieg Macrons im Kampf um die Renten zu Beginn
des Jahres bereits politisch geschwächt. Hinzu kommt, dass der Rassismus
auch  in  der  Klasse  greift  und  eine  mögliche  Spaltung  zwischen
„französischen“  und  migrantischen  Arbeiter:innen  droht  sowie  massiv
verstärkte  Repression  gegenüber  migrantischen  Lohnabhängigen.

Die  Sozialistische  Partei,  die  Kommunistische  Partei  und  La  France
insoumise lehnten das Gesetz allesamt ab. 32 von der Sozialistischen Partei
geführte  Departements  erklärten,  dass  sie  das  Gesetz  nicht  anwenden
werden,  ebenso  wie  die  Pariser  Bürgermeisterin.  Die  CGT-Vorsitzende
Sophie  Binet  erklärte:  „Die  CGT  ruft  zum  zivilen  Ungehorsam  und  zur
Vervielfachung der Widerstandsaktionen gegen dieses Gesetz auf, das alle
unsere republikanischen Prinzipien untergräbt und der extremen Rechten
den  Boden  bereitet.“  Die  CGT  wird  in  den  nächsten  Wochen  „massive
Initiativen  organisieren,  damit  diejenigen,  die  sich  mit  dem geleugneten
Frankreich identifizieren,  ihre  Entschlossenheit  zeigen können,  damit  die
Werte der Solidarität respektiert werden“.

All  dies  ist  richtig,  aber  man  kann  durchaus  an  der  Wirksamkeit  des
Widerstands der reformistischen Parteien und der Gewerkschaften zweifeln,
da es ihnen nicht gelungen ist, die Rentenreform abzuwehren. Es besteht die
reale Gefahr, dass die „massiven Initiativen“ der Reformist:innen zahnlose
symbolische  Aktionen  bleiben  werden.  Die  Lohnabhängigen  sollten  ihre
Führungen  auffordern,  den  wirksamsten  Widerstand  gegen  das  Gesetz
vorzubereiten, und zwar nicht nur auf den bequemen Sitzen des Parlaments,
sondern an den Arbeitsplätzen, in den Banlieues und auf den Straßen. Die



Arbeiter:innen müssen bereit sein, diesen Widerstand mit den Waffen des
Klassenkampfes  durchzusetzen,  ob  die  reformistischen  Führungen  damit
einverstanden sind oder nicht. Der zivile Ungehorsam muss von Protesten
und Massenstreiks zugunsten einer massiven Legalisierung von Sans Papiers
sowie der Abschaffung aller rassistischen Gesetze der letzten Jahre begleitet
werden. Migrant:innen, darunter auch Sans Papiers, sind in großem Umfang
auf den Baustellen für die kommenden Olympischen Spiele 2024 beschäftigt
und werden bei  der  Organisation dieses Ereignisses an vorderster  Front
stehen, im Transportwesen, bei der Sicherheit, in Hotels, Restaurants, bei
der  Reinigung  usw.  Die  Arbeiter:innen  müssen  bereit  sein,  alle  damit
zusammenhängenden Aktivitäten zu blockieren, bis das Gesetz aufgehoben
ist,  und solche Aktionen müssen von allen Gewerkschaften,  Parteien und
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  unterstützt  werden.  Sie  müssen
durch organisierte Selbstverteidigung gegen mögliche Repressionen durch
den Staat oder rechte bzw. sogar faschistische Kräfte verteidigt werden.

Die einzige Möglichkeit, die Ausbreitung rassistischer Ideen in den Reihen
der Arbeiter:innenklasse zu stoppen,  besteht  darin,  ein Aktionsprogramm
vorzuschlagen, zu verbreiten und dafür zu kämpfen, das alle rassistischen
Gesetze bekämpft und die wirklichen Ursachen für das Anwachsen der RN
angeht: niedrige Löhne, Mangel an Arbeitsplätzen, Wohnungen, Schulen und
Krankenhäusern. Der durch dieses Gesetz ausgelöste Schock sowie die Wut
auf  Macron  und  seine  Regierung  sollten  in  eine  massive  Streikwelle,
einschließlich eines Generalstreiks, gegen die rassistische Diskriminierung
und Unterdrückung sowie gegen die Regierung und das von ihr verteidigte
System gebündelt werden.

Rassistische  Polizeigewalt  in
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Frankreich:  Gerechtigkeit  für
Nahel!
Oktober 2023, Revolution Zeitung September 2023

Immer  wieder  kommt  es  weltweit  zu  rassistischer  Polizeigewalt.  In
Frankreich gipfelte sie am 27. Juni dieses Jahres mit der Erschießung des 17-
jährigen Nahel Merzouk. Doch was ist passiert? Nahel war mit zwei weiteren
Personen im Auto  unterwegs,  als  die  Polizei  sie  aufgrund von zu  hoher
Geschwindigkeit anhalten wollte. Nahel ignorierte dies und es kam zu einer
Verfolgungsjagd bei der er schließlich stoppen musste. Kurz darauf wurde
Nahel auf dem Fahrersitz des Wagens erschossen. Die Polizei behauptete
danach,  Nahel  sei  auf  einen  Polizisten  zugefahren,  welcher  dann  aus
Notwehr gehandelt  habe.  Ein öffentlich gemachtes Video widerlegte dies
allerdings, denn der Polizist hielt sich seitlich am Fahrzeug auf.

In Folge dieses Mordes kam es zu gewaltigen Protesten, die ganz Frankreich
erfassten. Diese richteten sich hauptsächlich gegen die massive Polizeigewalt
und Racial Profiling. Die Wut der Demonstrierenden äußerte sich auch in
größeren Krawallen bei denen beispielsweise Brände gelegt wurden etc. Im
Zuge dessen war der Protest eher Ventil für die verständliche Wut, statt dass
er eine größere politische Perspektive aufzeigen konnte. Zwar erklärte der
franz. Präsident den Mord als „unerklärlich“ und hielt eine Schweigeminute
ab, doch praktisch reagierte der Staat auf die Krawalle mit der Mobilisierung
von bis  zu 45.000 Polizist_Innen und die Polizeigewerkschaften erklärten
offen,  man  befände  sich  „im Krieg“.  Selbstredend  kam es  auch  hier  zu
massiver Polizeigewalt gegen die Demonstrierenden.

Doch nicht nur in Frankreich kommt es zu Polizeigewalt. Denken wir nur an
die Tode von George Floyd in den USA oder den von Mouhamed Dramè in
Dortmund. Auch knüppelt und schießt die Polizei praktisch weltweit Proteste
nieder  und das  nicht  nur  in  Ländern außerhalb  des  sich  so  liberal  und
freiheitsliebenden gebenden Westens. In jüngster Erinnerung sind sicherlich
Proteste  wie  die  nach  dem  Tode  Nahels,  gegen  die  Rentenreform  in
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Frankreich oder auch die 1. Mai Demonstrationen.

Wer ist eigentlich die Polizei?
Um zu verstehen wieso es immer wieder dazu kommt und was eine Antwort
darauf  sein  kann,  müssen  wir  uns  näher  mit  der  Rolle  der  Polizei  im
kapitalistischen Staat befassen. Im bürgerlichen Staat ist die Polizei Teil der
exekutiven Gewalt, sprich ausführenden Gewalt des Staates. Sie stellt also
zumindest innerhalb der nationalstaatlichen Grenzen den bewaffneten Teil
des Staates dar. Ihre Aufgabe ist es, die öffentliche Sicherheit und Ordnung
des Staates zu gewährleisten. Alleine an ihr liegt es, mit Gewalt für „Recht
und Ordnung“ zu sorgen. Wenn also nun in einem Staat Proteste entbrennen,
die  sich z.B.  gegen eine rassistische Praxis  innerhalb der  Staatsordnung
wenden, so ist es die Aufgabe der Polizei, diese niederzuschlagen und den
Status Quo zu verteidigen. Das Problem ist nun, das der Status Quo, also die
herrschende Ordnung, vor allem der Klasse der Kapitalist_Innen dient und
nicht  den  In teressen  des  Großte i l s  der  Bevö lkerung,  der
Arbeiter_Innenklasse  und  der  Jugend.

Doch warum trifft die Polizeigewalt so oft unterdrückte Gruppen wie People
of Color? Der Rassismus des Staates und der kapitalistischen Ausbeutung
wird hier gewaltsam fortgeführt. Beispielhaft sind hier Migrant_Innen, die
auf rassistische Art und Weise auf dem Arbeitsmarkt überausgebeutet in ein
prekäres  Dasein  verdrängt  werden,  wo  sie  dann  in  den  sogenannten
„Problembezirken“ zusammenwohnen müssen, da man sich nur dort noch die
Mieten leisten kann. Entwickeln diese Menschen dann eine berechtigte Wut
auf  die  Art  und  Weise  ihrer  Behandlung  durch  den  Staat,  werden  sie
spätestens dann zum Problem für die herrschende Ordnung, wenn sie diese
Wut kundtun. Aber auch Linke trifft die Gewalt des Staates immer wieder, da
sie  eben  diesen  kritisieren  und  abschaffen  wollen,  was  natürlich  im
Gegensatz zur Aufgabe der Polizei steht, diesen zu bewahren. Es bleibt also
festzustellen, dass die Polizei nicht unser Freund und Helfer ist, war oder
sein wird. Sie setzten einfach nur die unserem Interesse entgegengerichtete
Ordnung des Staates durch.

Doch wie gehen wir damit um, wenn wir uns die alltägliche Schikane und



Gewalt durch den Staat nicht mehr länger gefallen lassen wollen? Da uns nun
klar sein sollte, dass Polizeigewalt nicht Ausrutscher einzelner Polizist_Innen
sind, sondern das Ergebnis der staatlichen Ordnung, müssen wir uns gegen
diese  organisieren.  Die  Forderungen  müssen  sich  also  damit
auseinandersetzten, wie wir im Hier und Jetzt Polizeigewalt bekämpfen, aber
auch  wie  wir  die  Polizei  und  den  Kapitalismus  als  Ganzes  überwinden
können:

•  Pol izei  aus  dem  DGB  schmeißen!  Bullen  gehören  nicht  zur
Arbeiter_Innenklasse, sondern sind die Schlägertruppe des Kapitals!

•  Kein  Massenüberwachung  z.B.  durch,  Vorratsdatenspeicherung,
Bundestrojaner,  Videoüberwachung  usw.!

•  Kein  Racial  Profiling und ein  hartes  Aburteilen von Bullen,  die  Racial
Profiling anwenden!

• Polizist_Innen, die gewalttätig werden, sollen vor Volksgerichte gestellt und
diese  bei  Bedarf  abgeurteilt  werden!  Dafür  müssen  sie  durch  ein
individuelles  Erkennungszeichen  identifizierbar  sein!

• Keine Militarisierung der Polizei. Sofortige Entwaffnung der Polizei, vor
allem was Taser, Maschinenpistolen, Knarren und Handgranaten angeht!

•  F ü r  d e m o k r a t i s c h  l e g i t i m i e r t e  u n d  k o n t r o l l i e r t e
Selbstverteidigungsstrukturen  der  Arbeiter_Innen,  Jugendlichen  und  allen
Unterdrückten des Kapitalismus!

Gabun:  Der  nächste  Putsch  in
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Afrika
von Jona Everdeen, September 2023

Nachdem der Putsch in Niger auch über Afrika hinaus Wellen geschlagen
hatte und die Situation dort noch immer angespannt ist,  kam es jetzt zu
einem weiteren Militärputsch auf dem afrikanischen Kontinent,  wieder in
einer ehemals französischen Kolonie: Gabun.

Wirtschaftliche und politische Lage in Gabun
Während es sich bei Niger um eines der ärmsten Länder der Welt handelt, ist
es bei Gabun genau andersherum, zumindest auf dem Papier: das Land hat
eines der höchsten BIPs pro Kopf des afrikanischen Kontinents. Diese Zahlen
sind jedoch, so wie das BIP generell, sehr missverständlich. So bedeuten sie
nicht,  dass  die  ungefähr  2  Millionen  Einwohner_Innen  Gabuns  ein
wohlhabendes Leben führen, sie sind im Gegenteil zum großen Teil ähnlich
arm wie die Menschen in den meisten anderen afrikanischen Ländern. Was
passiert  dann aber mit  dem Reichtum Gabuns,  vor allem entstanden aus
dessen Ölreserven, die es sogar zu einem der OPEC Länder machen?

Das gleiche, was in vielen halbkolonialen Ländern passiert: Die Einnahmen
aus dem Ressourcenverkauf, das was überhaupt im Gabun blieb und nicht
direkt  an  die  zumeist  französischen  Ölkonzerne  ging,  wanderten  in  die
Taschen einer winzig kleinen herrschenden Klasse, angeführt von der Bongo-
Familie.

Die Bongo-Familie, zunächst durch Omar Bongo, inzwischen durch seinen
Sohn Ali, stellt seit nun 56 Jahren den Präsidenten von Gabun. Zumindest bis
zum 29.August, als das Militär putschte und Ali Bongo entmachtete.

Dem Putsch vorrausgegangen waren Wahlen, bei denen Ali Bongo mit 64%
der Stimmen für seine dritte Amtszeit als Präsident wiedergewählt wurde.
Daran wie demokratisch dieses Wahlergebnis ist, kann gezweifelt werden. So
war  zuvor  das  Internet  abgeschaltet  und  jegliche  ausländische
Wahlbeobachtung verunmöglicht worden.  Das Militär,  das dann putschte,
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berief sich eben darauf, dass diese Wahl nicht demokratisch gewesen sei und
das Land endlich von der Herrschaft der Bongos befreit werden müsse. Doch
wie konnte es überhaupt dazu kommen, dass sich eine Familiedynastie, die
vor allem damit auffiel, sich den Ölreichtum des Landes in die eigene Tasche
zu stopfen und lediglich eine leicht zu durchschauende Demokratiefassade
aufrechterhielt, solange an der Macht halten konnte? Die Antwort auf diese
Frage ist wieder einmal einfach und kompliziert zugleich: Imperialismus, um
genauer zu sein, der französische.

Eine  der  wichtigsten  Halbkolonien
Frankreichs
Die Bongo-Dynastie erfüllt eine bestimmte Funktion für den französischen
Staat: Als de facto Statthalter des französischen Imperialismus in Gabun.

So sorgten Omar und Ali Bongo dafür, dass die Interessen Frankreichs immer
gewahrt blieben und erhielten im Gegenzug dafür Rückendeckung durch den
französischen Staat dabei, sich undemokratisch an der Macht zu halten. Die
Bongos  treten  teilweise  gar  als  Teil  der  französischen  Bourgeoisie  auf,
besitzen mehrere Dutzend Immobilien in Frankreich und unterstützten in der
Vergangenheit immer wieder ihnen genehme politische Kandidat_Innen mit
hohen Spenden.

So sorgten sie für eine besonders enge Bindung Gabuns an seine ehemalige
koloniale  Unterdrückungsmacht,  wodurch  Gabun  zu  einer  zentralen
Halbkolonie  Frankreichs  wurde.

Für französische Ölkonzerne spielt  der  Ölreichtum Gabuns eine wichtige
Rolle und auch militärisch ist Gabun für Frankreich extrem relevant. So ist
dort die Fremdenlegion, eine Art in die französischen Streitkräfte integrierte
Söldnertruppe, stationiert, um in der gesamten Region eingesetzt zu werden.

Der  Putsch  droht  nun  diese  extrem  gute  Ausbeutungsbedingung  für
Frankreich zu beenden, wobei bislang noch unklar ist wie die Außenpolitik
der neuen Regierung aussehen wird.



Außenpolitische Perspektive:  Unklarer als in
Niger
Während in Niger sowie zuvor in Mali und Burkina Faso von Anfang an klar
war,  dass  das  Hauptanliegen  der  Putschist_Innen  ein  Bruch  mit  der
ehemaligen Kolonialmacht Frankreich und stattdessen eine Zuwendung zu
Russland  und  möglicherweise  perspektivisch  auch  China  ist,  sieht  es  in
Gabun etwas anders aus.

So  ist  es  durchaus  möglich,  dass  die  Putschregierung,  dessen  neuer
Regierungschef  Brice Oligui  Nguema selber Teil  der winzig kleinen aber
extrem reichen Bourgeoisie Gabuns ist, bereit ist, die Zusammenarbeit mit
Frankreich unter für die nationale Bourgeoisie etwas besseren Bedingungen
fortzusetzen. Der Grund für den Putsch war eher, dass die Person Ali Bongo
für die herrschende Klasse innenpolitisch nicht mehr tragbar war.

Gleichzeitig ist es jedoch sicherlich auch möglich, dass sich Gabun in Zukunft
stärker China zuwenden könnte, das bereits Investments in die Infrastruktur
des Landes tätigte und auch an dem Öl und anderen Ressourcen interessiert
sein dürfte.

Entsprechend verhalten fiel auch die Reaktion des Westens bisher aus. Zwar
wurde  der  Putsch  pro  forma  verurteilt,  jedoch  blieben  Sanktionen  und
militärische Drohungen aus und es meldeten sich sogar Stimmen zu Wort, die
Verständnis zeigten für den Putsch gegen den korrupten Diktator Bongo.
Dies  könnte  auch  als  Angebot  verstanden  werden,  dass  man  die  neue
Regierung  unter  Oligui  Nguema  akzeptiere,  solange  diese  ebenfalls  die
eigenen Interessen verwirkliche.

Krise des französischen Imperialismus
Selbst wenn ein großes Fiasko wie in Niger ausbleibt, schwächt der Putsch in
Gabun die Stellung des französischen Imperialismus weiter.

Aus Francafrique, dem direkt aus dem kolonialen Imperiums Frankreichs
entstandene  halbkoloniale  Imperium,  bricht  ein  Land nach  dem anderen



heraus. Nachdem die Zentralafrikanische Republik bereits etwas länger an
Russland verloren wurde, wandten sich mit Mali, Burkina Faso, Guinea und
nun Niger gleich vier Staaten von Frankreich ab und anderen Mächten zu.

Die  Zeit,  in  der  Frankreichs  Konzerne  große  Teile  Afrikas  als  ihren
Privatbesitz betrachten und nach Belieben ausbeuten können, scheint sich
dem Ende zuzuneigen.

Für den französischen Imperialismus stellt dies eine enorme Bedrohung dar,
die  seine  Position  in  der  Welt  mittelfristig  massiv  gefährdet.  So  ist  der
enorme internationale Einfluss Frankreichs im postkolonialen Weltsystem,
und dazu gehören eben vor allem seine afrikanischen Halbkolonien, auch ein
Trumpf  gegenüber  dem  wirtschaftlich  deutlich  mächtigeren  Deutschland
innerhalb  der  europäischen Union.  Dies  könnte  auch dafür  sorgen,  dass
Frankreich sich gezwungen sieht, für die Verteidigung seiner Halbkolonien
verstärkt auf die Hilfe seiner europäischen und möglicherweise auch US-
amerikanischen  Verbündeten  zu  setzen,  wobei  auch  das  sich  gerade
hochrüstende Deutschland ins Spiel käme. So etwas wäre nicht gänzlich neu.
Die  Bundeswehr  unterstützte  Frankreichs  militärischen  Imperialismus
bereits  in  Mali ,  bevor  der  dort ige  antiwestl iche  Putsch  der
Militärintervention ein Ende setzte und die Sicherung der Regierungsgewalt
stattdessen in die Hände Wagners legte.

Wie die weitere Entwicklung verlaufen und was die französische Regierung
unter Macron tun wird, um zu versuchen, ihren Einfluss in Afrika doch noch
zu retten, bleibt schwer vorhersehbar.

Fakt  ist  aber,  dass  die  derzeitige  Entwicklung  in  Westafrika  sehr  zu
Ungunsten  Frankreichs  verläuft  und  die  französische  Bourgeoisie  immer
stärker  unter  Zugzwang  gerät,  die  durch  eine  gestärkte  proletarische
Massenbewegung sowie  massive  Proteste  der  migrantischen Bevölkerung
gegen rassistische Polizeigewalt auch im Inland ohnehin unter Druck steht.

Perspektive vor Ort
Für die  Menschen in  Gabun selber  dürfte  sich  durch den Putsch wenig



ändern. Sie werden nach wie vor von einer reichen herrschenden Klasse
unterdrückt,  die  auch  in  Zukunft  die  Öleinnahmen  in  ihre  Tasche
wirtschaften  und  die  Ressourcen  des  Landes  im  Bündnis  mit  einer
imperialistischen Macht ausbeuten wird,  während die Arbeiter_Innen und
Bäuer_Innen des Landes weiter in Armut leben werden.

Nicht  ein  Putsch,  sondern  nur  eine  Revolution  von  unten  kann  diesen
Zustand  der  doppelten  Ausbeutung  durch  nationale  Bourgeoisie  und
Imperialmacht  beenden.

Nur  wenn  die  Arbeiter_Innen  und  Bäuer_Innen  Gabuns  gemeinsam  im
Bündnis mit den einfachen Soldat_Innen aufbegehren, Bongo, Nguema und
Co. verjagen und die Rohstoffe sowie deren Fördermittel  unter Kontrolle
einer Regierung aus Arbeiter_Innen- und Bäuer_Innen-Räten verstaatlichen,
ist  es  möglich,  dass  in  Zukunft  die  Menschen  des  Landes  von  ihrem
Ressourcenreichtum profitieren und nicht mehr internationale Großkonzerne
und eine für sie arbeitende Herrschaftsclique.

Für uns als Arbeiter_Innen und Jugendliche in den imperialistischen Zentren,
in  Deutschland  und  in  Frankreich,  ist  es  nötig  für  die  Streichung  der
Schulden  aller  halbkolonialen  Länder  sowie  gegen  jede  militärische
Intervention  und Sanktion  einzutreten.  Die  Niederlage,  der  Machtverlust
„unseres“ Imperialismus ist für uns nichts Schlechtes, sondern etwas Gutes!
Dieselben Konzerne, die in Gabun und Niger die Arbeiter_Innen ausbeuten,
tun das auch mit den Arbeiter_Innen aus Paris und Lyon, die Deutsche Bank
ist genauso Feind der Menschen in Afrika wie in Europa und so wie sich die
Menschen in den Halbkolonien nur durch Revolution und Errichtung einer
Räteregierung von Ausbeutung und Unterdrückung befreien können, können
auch wir in Europa nur auf diese Art für uns ein Leben ohne Ausbeutung,
ohne Unterdrückung und ohne Diskriminierung erkämpfen!



Frankreich: Generalstreik gegen
die „Rentenreform“! Nieder mit
Macron  und  der
antidemokratischen  Fünften
Republik!
Von  Marc  Lasalle,  ein  französischer  Genosse  der  Liga  für  die  5.
Internationale.

Seit zwei Monaten wird Frankreich von Streiks und Protesten gegen den
Versuch, das Rentenalter zu erhöhen, erschüttert. Doch nun ist die Krise in
eine neue Phase eingetreten.

Nach monatelangen Verhandlungen, in denen versucht wurde, die Stimmen
der Abgeordneten des rechten Flügels der Republikaner_Innen zu kaufen,
konnte die Regierung immer noch keine Mehrheit erlangen – ein Zeichen für
den Druck, den die Massen auf alle Abgeordneten ausübten.

Präsident  Emmanuel  Macron  berief  sich  daraufhin  auf  Artikel  49.3  der
Verfassung, der es ihm erlaubt, das Parlament zu übergehen und Gesetze zu
verabschieden, ohne dass es eine Mehrheit unter den Abgeordneten gibt,
geschweige denn ein Mandat des Volkes.

Unsere Antwort: Widerstand!
Dieser ungeheuerliche Eingriff in die Demokratie löste mehr als eine Woche
lang eine neue Serie nächtlicher Proteste aus. In diesen Kämpfen mit den
Sicherheitskräften stehen immer mehr junge Menschen an vorderster Front:
Sie lassen sich nicht ihrer demokratischen Rechte berauben!

An den Arbeitsplätzen fällt das Tempo des Kampfes uneinheitlich aus. Einige
Sektoren wie die  Eisenbahnen,  die  Energiewirtschaft,  die  Docks und die
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Müllabfuhr werden seit Wochen bestreikt. Auf den Straßen von Paris türmen
sich 10.000 Tonnen Müll. Die Häfen von Marseille und Rouen sind blockiert,
ebenso  wie  mehrere  Raffinerien.  Die  Benzinknappheit  ist  im  Süden  des
Landes sehr groß und weitet sich unaufhaltsam auf das ganze Land aus.

Der gestrige Aktionstag am 23. März brachte 3,5 Millionen Arbeiter_Innen
mit hunderten Demonstrationen auf die Straße. Die Erfahrung der letzten
Wochen zeigt jedoch, dass selbst eine Mobilisierung dieses Ausmaßes nicht
ausreicht, um die Regierung zum Rückzug zu zwingen, geschweige denn, um
sie  vollständig  abzusetzen,  was  die  notwendige  Voraussetzung  für  die
Aufhebung  des  Gesetzes  und  eine  angemessene  Bestrafung  für  ihre
Missachtung  der  Demokratie  wäre.

Alle Gewerkschaftsverbände erklärten, sie würden das Land im März zum
Stillstand bringen. Die Realität sieht jedoch bislang anders aus. Einige gut
organisierte  Sektoren  führen  zwar  beharrliche  Streiks  durch,  die  jeden
Morgen in Betriebsversammlungen abgestimmt werden, aber es gibt keine
generelle Arbeitsniederlegung. An den Aktionstagen (9 seit Januar) werden
Millionen auf die Straße gebracht, aber die Zahl der Streikenden außerhalb
dieser Tage ist eher gering.

Misere der Gewerkschaftsbürokratie
Was ist hier los? Die Gewerkschaftsführer_Innen haben ihre Glaubwürdigkeit
in  diesem  Kampf  aufs  Spiel  gesetzt  –  sie  können  heute  nicht  einfach
nachgeben oder  sich  zurückziehen.  Aber  sie  wollen  auch nicht  über  die
aktuelle Strategie hinausgehen. Da die Rentenreform nach allgemeiner und
richtiger  Auffassung  den  Lohnabhängigen  zwei  Jahre  ihres  Ruhestands
vorenthält, würde eine Niederlage bedeuten, dass sie zugeben müssten, dass
sie nicht in der Lage sind, die bestehenden Lebens- und Arbeitsbedingungen
der Arbeiter_Innen zu verteidigen, geschweige denn für Verbesserungen zu
kämpfen.

Doch trotz des hohen Einsatzes weigern sich die Gewerkschaften, zu einem
Generalstreik  aufzurufen.  Sie  bestehen  auf  Blockaden,  auf
Verallgemeinerungen,  aber  sie  haben  nicht  dazu  aufgerufen,  dass  alle



organisiert  und  gemeinsam das  Land  in  einem unbefristeten  politischen
Streik lahmlegen. Der Grund dafür ist einfach: Die Zahl der gewerkschaftlich
Organisierten  in  Frankreich  ist  gering,  weniger  als  10  Prozent.  Die
Führungen  ziehen  es  daher  vor,  gut  kontrollierte  Streiks  in  einigen
strategischen Sektoren mit „Aktionstagen“ für alle anderen zu kombinieren.
Sie ziehen diese konkreten Aktionen einem unbefristeten Generalstreik vor,
der  zwangsläufig  die  Organisation  alternativer  lokaler,  regionaler  und
nationaler Führungen zur Koordinierung erfordern würde. Angesichts eines
politischen  Kampfes,  der  eine  politische  Aktion  in  gleichem  Umfang
erfordert, sind die Gewerkschaftsspitzen unschlüssig und verhalten sich zu
dieser Aufgabe passiv. Doch dies ist eine Strategie der Niederlage.

Viele Arbeiter_Innen betrachten die Gewerkschaftsführer_Innen immer noch
als  die  legitime  Führung,  auch  weil  die  Gewerkschaftsfront  (die
Intersyndicale) bislang geschlossen bleibt und die Reden der Führer_Innen
einen radikalen Ton anschlagen. Doch bevor Macron ein Misstrauensvotum
knapp überstand, war die Zahl der Streikenden rückläufig. Das hat sich nach
dem 16. März zwar wieder geändert. Aber ohne einen ernsthaften Tempo-
und Richtungswechsel wird sich nach einiger Zeit wieder dasselbe Problem
stellen.

Wie muss es jetzt weitergehen?
Deshalb müssen wir den Schwung des aktuellen Kampfes nutzen. Dieser ist
noch nicht vorbei, er ist vielmehr in eine entscheidende Phase getreten. Die
nächsten  Tage  und  Wochen  werden  von  größter  Bedeutung  sein.  Die
Entschlossenheit der Streikenden, kombiniert mit der noch zu entfesselnden
Kampfbereitschaft der Massen, ist unermesslich stärker als die Regierung
und ihre Polizei. Die Jugend nimmt den Kampf auf: Universitäten in Paris und
Toulouse  sind  besetzt.  Überall  versuchen Aktivist_Innen,  die  Betriebe  zu
vernetzen, Streikkomitees zu bilden und für einen Generalstreik zu werben.

Das jüngste Interview von Macron, das von einer ungezügelten Verachtung
für die Lohnabhängigen geprägt war, hat die Situation noch zugespitzt. Die
Gewalt  der  Polizei  und die  Forderungen der  Minister_Innen nach einem
harten Durchgreifen gegen die Demonstrant_Innen verstärken den Hass der



Bevölkerung auf die Regierung nur noch. Millionen von Menschen fühlen,
dass Demokratie und Gerechtigkeit auf ihrer Seite sind.

Der Generalstreik ist der einzig mögliche Schritt. In jedem Betrieb sollten die
Aktivist_Innen  die  Führung  übernehmen  und  ihre  Kolleg_Innen  davon
überzeugen, die Streiks auszuweiten, die Profitmaschine zu stoppen und die
öffentlichen  Dienste  zu  schließen.  Generalversammlungen  und
Streikkomitees  in  den  Betrieben  sollten  die  Führung  übernehmen  und
Aktionsräte  bilden,  die  regional  und  national  vernetzt  sind,  um  die
Verallgemeinerung  von  Streiks  zu  organisieren.

Dieser Kampf geht über die Renten hinaus.  Auf Macrons Umgehung des
Parlaments kann es nur eine Antwort geben: einen Generalstreik, um die
Rentenreform zu stoppen, um Macron zu stürzen und vor allem, um die 5.
Republik und ihre bonapartistische Verfassung zu Fall zu bringen.

Macron  wird  nicht  der  erste  Tyrann  sein,  der  von  den  französischen
Arbeiter_Innen auf der Straße besiegt wird. Aber er könnte der letzte sein,
wenn die französische Arbeiter_Innenklasse sich auf eine Endabrechnung mit
dem Kapitalismus vorbereitet.

Frankreich: 2 Millionen auf den
Straßen  –  was  ist  der  nächste
Schritt?
Von Marc Lassalle,  einem französischen Genossen der  LFI.  Der  Text  ist
zuerst  in  der  Neuen  Internationalen  der  Gruppe  Arbeiter:innenmacht
erschienen  und  ist  noch  auf  dem Stand  vor  dem letzten  Aktionstag  am
Dienstag,  an  dem  wieder  Millionen  auf  der  Straße  waren.  Aber  die
Perspektive  ist  noch  aktuell.
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Die  Zahlen  sprechen  für  sich.  Mehr  als  zwei  Millionen  Arbeiter:innen
demonstrierten am 19. Januar gegen den jüngsten Versuch von Präsident
Emmanuel Macron, das Rentensystem zu reformieren. Ein Zeichen für den
weit verbreiteten Widerstand unter den Lohnabhängigen war eine seltene
Einheitsfront, bei der alle großen Gewerkschaftsverbände streikten und so
den  Verkehr,  die  Energieversorgung  und  die  Schulen  zum  Stillstand
brachten.

Heftiger Angriff
Die  Reform  ist  ein  schwerer  Angriff  auf  die  Arbeiter:innenklasse.  Die
Anhebung  des  Renteneintrittsalters  von  62  auf  64  Jahre  wird  sich
unverhältnismäßig  stark  auf  Industriearbeiter:innen  und  weniger
qualifizierte  Arbeitskräfte  auswirken,  die  bereits  eine  kürzere
Lebenserwartung  und  weniger  Rentenjahre  haben.

Nachdem  er  einen  früheren  Versuch  im  Jahr  2019  wegen  der  Covid-
Pandemie aufgegeben hatte, hat Macron beim aktuellen Projekt nicht um den
heißen Brei herumgeredet: Die Beschäftigten müssen mehr arbeiten, um die
verschiedenen Maßnahmen der Regierung zur Stützung der Wirtschaft zu
bezahlen, sowohl während der Pandemie als auch in letzter Zeit wegen der
steigenden Energiekosten.

Die  Regierung  argumentiert,  dass  die  Reform  notwendig  ist,  um  ein
prognostiziertes Defizit von 14 Milliarden Euro bis zum Ende des Jahrzehnts
zu schließen. Aber während der Pandemie hat der „Präsident der Reichen“
nicht  zehn,  sondern  hunderte  von  Milliarden  Euro  in  die  Stützung  der
kapitalistischen Wirtschaft gesteckt, und niemand hat das vergessen.

Während  Macron  mit  einer  Schwächung  der  Kampfbereitschaft  der
Arbeiter:innenklasse rechnete, hat der Aktionstag vom 19. Januar ihn und
seine  bürgerlichen  Expert:innen  eines  Besseren  belehrt.  Selbst  die
gemäßigte  Gewerkschaft  CFDT,  die  die  Reformen  der  ersten  Regierung
Macron zum Arbeitsschutz (Code du Travail) unterstützt hatte, verurteilte sie
als „eine der brutalsten Rentenreformen seit 30 Jahren“. Philippe Martinez,
Vorsitzender der linkeren Gewerkschaft CGT, sagte, der Plan bündele „die



Unzufriedenheit aller“ mit der Regierung. Umfragen zufolge sind etwa 9 von
10 Arbeiter:innen gegen die Vorschläge.

Macron  begründete  seine  beiden  Präsidentschaftswahlen  mit  dem
Versprechen, das zu tun, was früheren Regierungen in den letzten 30 Jahren
nicht  gelungen  ist:  den  Widerstand  der  Gewerkschaften  gegen  die
Rentenreform zu brechen.  Der Präsident,  dessen Partei  der  bürgerlichen
Mitte La République en Marche (Die Republik im Vorwärtsgang) bei den
letztjährigen Parlamentswahlen ihre Mehrheit im französischen Parlament
verloren  hat,  ist  auf  die  Stimmen der  rechten  Republikanischen  Partei  
angewiesen. Die Überreste des Gaullismus werden sich jedoch nicht so leicht
dazu überreden lassen, die politischen Kosten für Macrons Reformvorhaben
zu übernehmen.

Gelingt es ihm nicht, eine parlamentarische Mehrheit zusammenzuschustern,
könnte  der  Präsident  auf  Notstandsgesetze  zurückgreifen,  die  es  ihm
erlauben,  das  Parlament  zu  überstimmen,  auch  auf  die  Gefahr  hin,
Neuwahlen zu erzwingen. Macron hat die Zukunft seiner Regierung von der
Verabschiedung dieser Reform abhängig gemacht. Der letzte Versuch im Jahr
2019 löste die längste Streikperiode seit dem Generalstreik von 1968 aus.
Alle Seiten spielen um die höchsten Einsätze.

Entscheidender Kampf
Millionen von Arbeiter:innen bereiten sich jetzt auf einen entscheidenden
Kampf mit der Regierung vor. Trotz des großen Erfolgs des ersten Tages
muss die Arbeiter:innenklasse ernsthafte Schwächen in ihrem eigenen Lager
überwinden.  Während  die  Parole  eines  Generalstreiks  auf  den
Demonstrationen  weithin  aufgegriffen  wurde,  steht  sie  nicht  auf  der
Tagesordnung  der  Gewerkschaftsführungen  –  im  Gegenteil.  Sie  drohen
lediglich mit einer langen Kampagne und haben für den 31. Januar einen
weiteren Aktionstag mit Streiks und Demonstrationen angekündigt.

Die  Gewerkschaftsspitzen  verfolgen  ihre  übliche,  gefährliche  und  in  der
Regel tödliche Taktik gelegentlicher „Aktionstage“ mit Pausen dazwischen,
die der Regierung nur zum Vorteil gereichen, die sie nutzen wird, um einen



Deal mit der CFDT zu schließen, das Bündnis der Gewerkschaftsverbände zu
schwächen und schließlich zu brechen.

Die  beiden großen linken Parteien  sind  gegen die  Reform,  aber  für  die
Arbeiter:innenschaft  unzuverlässige  Verbündete.  Die  Überbleibsel  der
Sozialistischen Partei haben die letzte Rentenreform 2014 eingeführt. Jean-
Luc  Mélenchon,  Parteivorsitzender  von  France  Insoumise  (Unbeugsames
Frankreich), fordert eine Senkung des Renteneintrittsalters auf 60 Jahre, ist
aber  mehr  auf  die  parlamentarische  Bühne  konzentrierte,  als  einen
ernsthaften  sozialen  Widerstand  in  den  Betrieben  und  auf  den  Straßen
aufzubauen.  Die  Schwäche  der  „Revolutionär:innen“  lässt  sich  an  der
prekären Lage der NPA (Neue Antikapitalistische Partei) ablesen. Nach einer
Spaltung  im  vergangenen  Dezember  gibt  es  derzeit  zwei  NPAs  mit
demselben  Namen,  wenn  auch  sehr  unterschiedlichen  politischen
Einschätzungen  und  Ausrichtungen.  Keine  von  ihnen  ruft  zu  einem
Generalstreik  auf.

Welche Strategie, welche Kampfmethoden?
Die Frage, die sich allen Lohnabhängigen und Jugendlichen stellt, ist, welche
Organisation und Strategie erforderlich ist, um diesen Angriff abzuwehren.
Diese  Aufgaben  müssen  in  den  betrieblichen  Vollversammlungen  und  in
Arbeiter:innenausschüssen behandelt werden. Macrons Regierung steht und
fällt  mit  der  Frage,  ob  er  diese  Reform  verabschiedet  –  aber  unsere
Bewegung muss die Lohnabhängigen für eine umfassende Antwort auf die
Krise mobilisieren: nicht nur die Abschaffung der Rentenreform, sondern den
Kampf  für  Lohn-  und  Rentenerhöhungen,  einen  massiven  Plan  für
Investitionen  in  den  öffentlichen  Sektor,  insbesondere  in  Schulen  und
Krankenhäuser, mehr hochwertigen bezahlbaren Wohnraum, einen speziellen
Plan  für  junge  Menschen  und  die  Aufhebung  der  rassistischen  Anti-
Migrationsgesetze.

Die Beschäftigten der Ölraffinerien planen bereits,  ihre Streiks Ende des
Monats auszuweiten. Diesem Beispiel sollten wir folgen, aber angesichts der
Tatsache,  dass  sich  die  Gewerkschaftsführer:innen  der  Verantwortung
entziehen,  indem  sie  die  Entscheidung  den  verschiedenen  Sektoren



überlassen, müssen wir eine alternative Strategie und Führung im Hier und
Jetzt vorbereiten.

Der  31.  Januar  muss  zum  Ausgangspunkt  für  eine  Reihe  eskalierender
Streiks werden für die Bildung von Aktionsräten der Arbeiter:innenklasse zur
Koordinierung  und  Kontrolle  der  sozialen  Bewegung,  die  in  einem
Generalstreik  gipfeln,  um  Macron  und  den  Arbeit„geber“:innen  eine
umfassende  Nieder lage  zuzu fügen  und  den  Weg  für  e ine
Arbeiter:innenregierung zu ebnen, die mit dem kapitalistischen System in
seiner Gesamtheit abrechnen kann.

Eine schwere Niederlage Macrons würde den Weg weisen, den viele andere
europäische Länder einschlagen sollten.

Nieder  mit  Macrons
Rentenreform!
Nieder mit Macrons Rentenreform!

Zwei Kurzinterviews und unsere Perspektive auf die Streiks in Frankreich

Seit Ende letzten Jahres wird in
Frankreich in vielen Sektoren gestreikt. Grund dafür ist die
geplante Rentenreform von Emanuel Macron, der damit seiner
neoliberalen Herrschaft die Krone aufsetzen will. Die Idee das
Rentensystem zu vereinheitlichen klingt erstmal sinnvoll, bedeutet
aber im Klartext für viele Menschen, dass sie länger arbeiten
müssen und sogar Geld verlieren. Das ist nur eine von Macrons
Sparmaßnahmen, die er an den Arbeiter_Innen Frankreichs vornimmt, um
den französischen Imperialismus wieder wettbewerbsfähiger zu
machen. Für die Menschen bedeutet das eine weitere
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Prekarisierungswelle weiter Teile der Gesellschaft. Diese
Sparmaßnahmen sorgen auf kurz oder lang nur dafür, dass die Armen
ärmer und die Reichen reicher werden.

Was sagen die Aktivist_Innen
dazu?

Interview mit einem italienischen
Studierenden im Kampf gegen die neoliberale Rentenreform Macrons.

Seit wann streikst du und warum?

Ich streike seit dem 5 Dezember, dem
Tag, an dem die erste nationale Mobilisierung stattfand. Auch wenn
ich selbst in Frankreich nicht betroffen bin, von der Rentenreform,
gab es ähnliche Reformen in

Was ist das Problem mit der
Rentenreform? Warum treibt es die Menschen auf die Straße?

Die Menschen befinden sich im Streik,
da sie bares Geld verlieren und länger arbeiten werden müssen. Mit
dieser Reform sollen die Renten prekarisiert werden. Für mich ist
das ein Angriff auf die soziale Sicherheit und bedeutet die
Privatisierung der Rente. Diese Reform führt auch zu einer
geringeren Solidarität zwischen den Arbeiter_Innen.

Wer streikt gerade?

Die Sektoren, die sich schon lange am
Streik beteiligen sind der Gesundheitssektor, die Müllmänner, die
Eisenbahner_Innen, Leute aus dem Unibetrieb wie Studierende,
Transportsektor, Raffinerien und auch Leute in Atomkraftwerken sollen
dazukommen.

Dafür das das so viele sind, merkt man
das im alltäglichen Leben aber nicht so, oder?



Naja, es ist natürlich schwierig eine
ganze Stadt wie Paris lahmzulegen, aber den Streik der Bahn hat man
schon bemerkt. Und in kleineren Städten ist es vor allem auffällig,
dass der Müll nicht mehr abgeholt wird. In Nantes oder Reims zum
Beispiel.

Außerdem gibt es gerade so eine Art
Stillstandssituation an der sich beide Seiten nicht bewegen wollen.
Die Regierung will die Reform nicht wirklich aufgeben, aber die
Streikenden wollen auch nicht einen Schritt weitergehen und alles
blockieren. Es ist eben noch kein Generalstreik.

Und warum nicht?

Gerade, diejenigen, die sich nicht
betroffen fühlen, beteiligen sich nicht, bspw. viele Studierende,
streiken nicht. Sie denken, auch die Rente, die ist doch noch weit
entfernt. Sie wollen dafür nicht schlechte Noten kassieren oder
einen Kurs nicht bestehen. Für viele würde das nämlich bedeuten,
dass sie ihren Studienkredit verlieren und zurückzahlen müssten.

Wie geht ihr mit Nationalist_Innen und
Co. um die als Antwort auf den Angriff von Macron sich gegen
Migrant_Innen oder einen Austritt aus der EU stark machen?

Es gibt diesbezüglich viel Propaganda.
Es ist für die Menschen oft die „einfachere Antwort“. Ich finde
es wichtig aufzuzeigen, dass es nicht entweder Neoliberalismus oder
Populismus ist.

Warum sollten auch Studierende
streiken? Was können Sie bewegen?

Die Studierenden, die jungen Leute sind
die, die oft neue Ideen reinbringen, was sehr wichtig ist. Außerdem
ist es ein starkes Signal an Macron, wenn sie sich solidarisieren,
denn das möchte er nicht. Nur weil du nichts produzierst, heißt es



nicht, dass du nicht streiken solltest.

Fragen und
Antworten an einen Gewerkschafter aus dem Bildungssektor (SNE, SUP,
FSU):

Spruch der Gewerkschaftskooperation aus
SNE, SUP, FSU zum Streik: „Die Jugend steckt in großen
Schwierigkeiten, die Arbeitenden prekarisiert, die Alten in der
Misere, in ein einer Gesellschaft, die wir nicht wollen.“

Warum streiken Sie?

Vor allem wegen der Universitätsreform.
Gleichzeitig bin ich natürlich interessiert an der Rentenreform.
Macrons Reform soll ein ähnliches System wie in Deutschland
errichten. Für mich gehören der Protest gegen die Rentenreform und
gegen die Universitätsreform zusammen.

Was ist das Ziel von Macrons Reform?

Ich weiß es nicht genau was sein Ziel
ist, aber das Resultat ist klar. Nämlich eine Zerstörung des
öffentlichen und kostenlosen Bildungssektors. Er möchte
liberalisieren, deregulieren und er möchte keine permanente
Finanzierung der Universitäten und Forschungseinrichtungen. Nach
Macron soll Forschung nur in limitierten Projekten von 3-6 Jahren mit
dem entsprechenden Budget stattfinden. Danach stehen die
Forscher_Innen ohne Arbeit da.

Haben Sie auch gegen das Arbeitsgesetzt
(Loi El Khomri) damals protestiert? Was sind die Lehren aus diesen
Streiks?

Naja, vor allem das wir nicht gewonnen
haben. Ebenso das die Politik nicht auf die Gewalt auf der Straße
hört.



Was ist die Rolle der
Gewerkschaftsführung?

Persönlich würde ich sagen, dass die
Führung die Bewegung begleitet. Wir brauchen Leute die diskutieren.

Gewissermaßen sitzen wir doch alle in
einem Boot, bspw. Deutschland hat es auch solche neoliberale Reformen
gegeben. Sollten wir nicht an die anderen Länder appellieren auch
auf die Straße zu gehen?

Das was jetzt in Frankreich passiert,
kann man nicht mit der Lage in Deutschland vergleichen.

Wie
gewinnen? Perspektiven auf die Streiks in Frankreich

Macrons Politik- entlarvt den
neoliberalen „König“!

Macrons Reform kommt nicht von
ungefähr, seit Jahren fordern Unternehmer_Innen eine Anpassung des
Rentensystems. Die Rentenreform, die weiterhin Zugeständnisse an
bestimmte Gruppen bspw. Teile der Polizei, Pilot_Innen,
Operntänzer_Innen macht, wird nicht nur eine Prekarisierung
herbeiführen, sondern ist auch ein strategischer Schachzug Macrons
die unterschiedlichen Aktivist_Innen zu brechen. Das wäre ein Schlag
ins Gesicht der französischen Arbeiter_Innenbewegung, die sich bspw.
von Deutschland insofern unterscheidet, dass sie eine starke
Kampfkraft auf der Straße hat, aber es auch immer wieder
Solidaritätsaktionen gab. Eben jene Solidaritätsaktionen- die im
deutschen Arbeitskampf im Übrigen unzulässig sind und daher selten
bzw. höchstens von vereinzelten Schüler_Innen/Studierenden
vorkommen- machen die Streiks und Demos so groß und stark.

Generalstreik statt Stillstand!



Die französische Arbeiter_Innenklasse
ist stark. Im Vergleich zu anderen Ländern treibt es sie öfter und
in größerer Zahl auf die Straße. Bedenkt man in wie vielen
Sektoren gestreikt wird, scheint das eine gute Basis Forderungen zu
stellen. Doch nationale Aktionstage beeindrucken die französische
Regierung schon seit langem nicht mehr. Nach ein paar Wochen oder
spätestens ein paar Monaten gab es einen Deal zu Ungusten der
Arbeiter_Innenklasse. Nur ein Generalstreik im ganzen Land kann
zeigen in wessen Händen tatsächlich die Macht liegt. Macron knickt
nicht ein? Dann wird einfach mal der Strom im Elysée Palast
ausgeknipst oder große Fabriken tagelang lahmgelegt. Doch vor allem
die Gewerkschaftsführung steht dieser Option im Weg. Auch wenn sie
vergleichsweise wenig Mitglieder haben, hätten sie die Mittel zum
Generalstreik aufzurufen. Außerdem wäre dies ein Zeichen, das die
Massen mobilisieren würde. Die Führung muss von der Basis dazu
gedrängt werden eben diesen Weg zu gehen!

Ersetzt die
Arbeiter_Innenaristokratie!

Trotz der geringen Anzahl an
Organisierten in Frankreich haben die Gewerkschaftsführungen, u.a.
der „kommunistischen“ CGT, das letzte Wort. Sie werden von der
Regierung als sog. Vermittler_Innen eingesetzt. Doch das einzige was
sie vermitteln können ist, dass sie viel gewillt sind zu tun, um
ihren eigenen Arsch, der sich sehr wohlfühlt in den gutbezahlten
Chefsesseln, nicht in Gefahr zu bringen. Daher knicken sie immer
wieder ein. Letztes prominentes Beispiel: Der Kampf der französischen
Arbeiter_Innen gegen das Arbeitsgesetzt 2016. Anstelle dessen braucht
es mittelfristig gesehen eine Basisgewerkschaft. Streikkomitees in
jedem Betrieb sind hier gefragt. Denn die Durchsetzungsgewalt, die
die französischen Arbeiter_Innen erst hätten, wenn sämtliche
Betriebe Delegierte aufstellen, die letztlich in einer Rätestruktur
zusammengeführt werden, ist enorm. Wer braucht denn da noch
konterrevolutionäre Gewerkschaftsführungen?! Diejenigen, die die



Reformen tatsächlich betreffen müssen über Mittel und Wege
entscheiden können, wie das Ziel erreicht werden kann!
Perspektivisch lässt sich nur so eine Doppelmachtposition, sprich
eine Gegenmacht gegenüber dem (französischen) Staat aufbauen, die
nicht Gewerkschaftsführungen überflüssig macht, sondern auch der
erste Schritt den bürgerlichen Staat selbst überflüssig zu machen.
Die Arbeiter_Innen auf der Straße interessiert es nicht, ob die
Gewerkschaftsführung, wenn sie nicht einknickt, Kohle verliert. Ob
sie in der Rente verarmen oder gar hungern müssen schon.

In Europa und darüber hinaus:
Internationalismus ist unsere Antwort!

Es reicht nicht in Frankreich gegen die
neoliberale Politik Macrons auf die Straßen zu gehen. Weite Teile
Europas haben in den letzten Jahren und Jahrzehnten neoliberale Spar-
und Repressionsmaßnahmen durchlaufen. Von Thatcher über die
Hartz-IV-Reform bis hin zu den Sparzwängen, den man Griechenland
auferlegt hat. Bei Macrons Angriffen handelt es sich nicht um ein
nationales Problem mit dem die französischen Arbeiter_Innen
konfrontiert sind. Es als solches zu verstehen wäre ein falsches
Zeichen und spielt vor allem den Nationalist_Innen in die Hände, die
ihre Arbeit damit getan sehen gegen Ausländer_Innen zu hetzen.
Nationale Lösungen helfen nicht bei internationalen Problemen. Das
Problem ist das System. Von Anfang an war die EU in erster Linie als
imperialistischer Block, auf ökonomischer und politischer Ebene,
geplant. Doch die nationalen Imperialismen allen voran Deutschland,
Frankreich und Großbritannien wolle natürlich ihren eigenen,
lukrativeren Platz an der Sonne. So lange die Länder um Profit
wetteifern kann ein solches Konstrukt, auch wenn die Arbeiter_Innen
immer durch neue Maßnahmen unter Druck gesetzt werden nicht
funktionieren. Die Rentenreform in Frankreich, der Brexit in
Großbritannien, all das sind nur Symptome des kapitalistischen
Systems, was in sich selbst widersprüchlich ist. Wir dürfen unsere
französischen Freund_Innen, die jetzt gegen die Art der



Prekarisierung auf die Straße gehen, die wir in Deutschland mit der
Einführung von Hartz IV nicht verhindern konnten, ebenso wenig im
Stich lassen wie diejenigen in Europa die jetzt schon von den immer
stärker werdenden Rechtsextremen als Sündenbock für die schlechte
Lage verantwortlich gemacht werden. Der Kampf gegen Prekarisierung
gehört genauso zusammen wie der Kampf gegen Rassismus oder für
freie Bildung. Jetzt heißt es Kämpfe verbinden über Grenzen
hinweg!


